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Vor  uns  die  schweren  jahre 

Von  Wilhelm  v.  Gottberg,  Sprecher  der  Landsmannschaft  Ostpreußen 


Was  immer  die  Zukunft  für 
die  Deutschen  und  für 
Deutschland  bringen  wird 
-  gewiß  ist,  daß  die  guten  Jahre  für 
eine  oder  auch  zwei  Dekaden  der 
Vergangenheit  angehören  werden. 

Auch  in  der  Vergangenheit  war 
die  Entwicklung  in  unserem  Land  in 
Teilbereichen,  wie  zum  Beispiel  bei 
den  Langzeitarbeitslosen  oder  bei 
der  Ausbildungsplatzsituation,  nicht 
nur  positiv.  Gleichwohl,  die  große 
Mehrheit  der  Menschen  in  unserer 
Republik  hat  gut  verdient,  gut  kon¬ 
sumiert  und  den  Aussagen  der  Poli¬ 
tiker  zur  Stabilität  des  Sozialstaates 
vertraut.  Das  soziale  Netz  ermög¬ 
lichte  auch  den  wirtschaftlich 
Schwachen  eine  menschenwürdige 
Existenz. 

Allerdings  haben  wir  uns  die  gu¬ 
ten  Jahre  der  Vergangenheit  durch 
die  Ausstellung  eines  in  der  Zukunft 
fälligen  Wechsels  ermöglicht.  Mitt¬ 
lerweile  dämmert  es  den  meisten: 
Wir  haben  über  unsere  Verhältnisse 
gelebt.  Die  Folgen  sind  noch  nicht 
zu  übersehen.  Die  gigantische 
Staatsverschuldung  und  der  marode 
Zustand  der  Sozialkassen  sind  im 
Hinblick  auf  die  eigentlichen  Pro¬ 
bleme  dieser  Republik  nur  kleine 
Problemchen.  Schwerer  wiegt,  daß 
die  große  Masse  der  Menschen  eine 
Anspruchsmentalität  gegenüber  der 
öffentlichen  Hand  entwickelt  hat, 
von  der  nur  eine  mutige  und  wahr¬ 
haftige  Politik  sie  herunterbringen 
wird.  Die  Verlogenheit  gehört  zum 
politischen  System  der  Bundesrepu¬ 
blik,  und  sie  zeigt  sich  zum  Beispiel 
in  der  Feststellung  der  Politiker,  es 
gelte  nunmehr,  den  Sozialstaat  um¬ 
zubauen. 

Nein,  nicht  Umbau,  sondern  Ab¬ 
bau  des  Sozialstaates  ist  die  bittere 
Wahrheit  und  das  Gebot  der  Stunde. 
Wir  werden  auf  diesem  Sektor  in 
den  nächsten  Jahren  einen  Paradig¬ 
menwechsel  erleben,  wie  er  bisher 
unvorstellbar  erschien.  Der  Bei¬ 
tragsstopp  für  die  gesetzliche  Kran¬ 
kenversicherung,  Nullrunde  für 
Ärzte  und  Krankenhäuser,  Absen¬ 
kung  der  Beamtenpensionen  auf 
71,25  Prozent,  tendenziell  sinkende 
Renten  und  anderes  mehr  sind  erst 
die  Vorboten  einer  Entwicklung,  an 
deren  Ende  das  ausgeuferte  Sozial¬ 
staatsprinzip  des  ausgehen¬ 
den  20.  Jahrhunderts  auf 
ein  vertretbares  Maß  zu¬ 
rückgeführt  sein  wird.  Die 
Mehrheit  der  Menschen  in 
unserem  Land  wird  es 
durch  die  tiefen  Einschnitte 

in  die  sozialen  Besitzstände  - 

hart  treffen.  Dies  festzustel¬ 
len  ist  keine  Panikmache,  sondern 
eine  Botschaft  der  Wahrheit  und 
Klarheit,  wie  sie  der  Bundespräsi¬ 
dent  in  seiner  Weihnachtsansprache 
von  der  Politik  gefordert  hat.  Glück¬ 
lich  können  sich  diejenigen  schät¬ 
zen,  die  zum  Beispiel  bei  der  Rente 
privat  vorgesorgt  haben,  die  Blüms 
zahlreichen  Märchenstunden  über 
die  so  sicheren  Renten  nicht  ge¬ 
glaubt  haben. 

Noch  ist  der  Inhalt  des  im 
Bundeskanzleramt  konzipierten 
Strategiepapiers  zur  Reform  der  So¬ 


Yorcks  Ansprache  an  die  preußischen  Stände  am  5.  Februar  1813:  Diese  „Ruck-Rede"  hatte,  im  Gegensatz  zur 
schon  beinahe  vergessenen  von  Bundespräsident  Roman  Herzog  im  Jahre  1997,  langanhaltende  Wirkung. 


zialkassen  nicht  im  einzelnen  be¬ 
kannt.  Näheres  dazu  wird  man  erst 
nach  Vorlage  des  Berichtes  der 
Rürup-Kommission  erfahren,  die 
von  der  Bundesregierung  berufen 
wurde,  um  Vorschläge  zur  Gesun¬ 
dung  der  überschuldeten  sozialen 
Sicherungssysteme  auszuarbeiten. 
Gleichwohl,  es  bedarf  keiner  pro¬ 
phetischen  Begabung,  um  die  Bot¬ 
schaft  des  Strategiepapiers  voraus¬ 
zusagen:  „Der  Sozialstaat  ist  nicht 
mehr  zu  finanzieren,  die  Maschen 
des  sozialen  Netzes  werden  er¬ 
weitert.“ 

Dies  wird  -  generalisierend  ge¬ 
sprochen  -  die  offizielle  Aussage 
des  Strategiepapiers  sein.  Jede  poli¬ 
tische  Nachricht  enthält  fast  immer 
auch  eine  indirekte  Botschaft.  Die 
indirekte  Botschaft  des  Strategiepa¬ 
piers:  „Es  werden  vermehrt  Men¬ 
schen  durch  das  soziale  Netz  fallen, 
es  wird  sich  eine  Tendenz  zur  Ver¬ 
elendung  der  sozial  Schwachen  ent¬ 
wickeln,  die  zahlreichen  karitativen 
Organisationen  werden  ihr  Augen¬ 
merk  zukünftig  mehr  auf  die  Situa¬ 
tion  der  Schwachen  im  Lande  rich- 


sichtbar,  weil  hier  die  Massen¬ 
arbeitslosigkeit  höher  ist  und  weil 
die  45jährige  sozialistische  Umge¬ 
staltung  den  kirchlichen  karitativen 
Organisationen  kein  flächendecken¬ 
des  Wirkungsfeld  ermöglicht  hatte. 
Man  hatte  ja  die  Volkssolidarität. 
Heute  aber  steht  die  Volkssolidarität 
als  Einrichtung  des  Sozialstaates 
mehr  oder  weniger  zur  Disposition. 


Niemand  sagt  den  Men¬ 
schen,  daß  die  Prognose  für 
die  Zukunft  der  gesetz¬ 
lichen  Sozialversicherung 
düster  ausfallen  muß.  Unser 
Land  vergreist  zunehmend, 
und  diese  Vergreisung  wird 
sich  aufgrund  der  demogra¬ 
phischen  Entwicklung  in 


antwortlichen  Politiker  gekommen 
wäre.  Professor  Meinhard  Miegel 
mit  seinem  Institut  für  Wirtschaft 
und  Gesellschaft  in  Bonn  und  ande¬ 
re  haben  seit  mindestens  20  Jahren 
vor  den  katastrophalen  Folgen  der 
geringen  bundesdeutschen  Gebur¬ 
temate  gewarnt.  Die  Kohl-Regierung 
mit  dem  zuständigen  Sozialminister 
Blüm  hat  gemeint,  diese  Warnungen 
ignorieren  zu  können.  Ja,  sie  hat  das 


Die  bittere  Wahrheit:  In  unserem  Land 

GIBT  ES  -  AUF  ALLEN  EBENEN  - 
KEINE  FINANZIELLEN  SPIELRÄUME  MEHR 


Deutschland,  sondern  in  Niedrig¬ 
lohnländern.  Die  Tendenz  zur  Verla¬ 
gerung  der  Arbeitsplätze  in  diese 
Länder  war  vorhersehbar. 

Jetzt  erst  erkennt  die  Politik  -  bei 
weitem  noch  nicht  die  gesamte  poli¬ 
tische  Klasse  -,  daß  der  Wirtschafts¬ 
standort  Deutschland  gefährdet  ist. 
Mit  Minijobs,  Ausbau  der  Leiharbeit 
und  Förderung  der  Selbständigkeit 
versucht  man  mehr  schlecht  als 
recht  gegenzusteuern.  Der  stellver¬ 
tretende  CDU-Vorsitzende  Merz 
nennt  dies  ein  erstes  Reförmchen, 
dem  wirkliche  Reformen  folgen 
müssen. 

Die  zwischen  den  Zeilen  stehende 
Botschaft  des  vielgepriesenen 
Hartz-Konzeptes  lautet:  Der  Gürtel 
ist  enger  zu  schnallen,  das  Pro- 
Kopf-Einkommen  sinkt.  Fazit:  Mit 
den  reduzierten  Leistungen  des  So¬ 
zialstaates  gehen  zukünftig  sinkende 
Arbeitseinkommen  einher. 

Die  Haltung  der  Arbeitgeber  bei 
den  derzeit  laufenden  Tarifverhand¬ 
lungen  im  öffentlichen  Dienst  wird 
durch  das  Diktat  der  leeren  Kassen 
bestimmt. 

Wer  wie  der  Verdi-Anführer  mit 
Streik  droht,  wenn  die  Gewerk¬ 
schaftsforderungen  beim  Tarifpoker 
nicht  erfüllt  werden,  handelt  in 
höchstem  Maße  verantwortungslos 
und  ganz  gewiß  nicht  im  Sinne  des 
Gemeinwohls. 

Die  bittere  Wahrheit  für  das  neue 
Jahr  muß  den  Menschen  unge¬ 
schminkt  verkündet  wer- 
den.  Unser  Land  ist  finan¬ 
ziell  auf  allen  Ebenen  total 
fest.  Es  gibt  keine  finanziel¬ 
len  Spielräume  mehr.  We¬ 
der  beim  Bund  noch  bei 
den  Ländern  und  schon  gar 
nicht  bei  den  Kommunen. 


den  nächsten  zwei  Jahrzehnten  be¬ 
schleunigen.  Seit  1975  steht 
Deutschland  an  der  Spitze  der  Län¬ 
der  mit  der  geringsten  Geburten¬ 
rate.  Dies  galt  auch  für  die  DDR  bis 
1990.  Die  sozialen  Sicherungssyste¬ 
me  werden  durch  alte  Menschen 
belastet,  denn  sie  sind  die  Kostgän¬ 
ger  bei  der  Krankenversicherung 
und  der  Rentenversicherung. 


Wer  die  Märchen  über  die  so  sicheren 
Renten  nicht  geglaubt  hat, 

KANN  SICH  HEUTE  GLÜCKLICH  SCHÄTZEN 


ten  müssen,  unter  Vernachlässigung 
ihrer  bisherigen  grenzüberschrei¬ 
tenden  Aktivitäten.“ 

Nur  am  Rande  sei  vermerkt,  daß 
für  Scharfsinnige  schon  heute  eine 
Tendenz  zur  Verelendung  von  be¬ 
stimmten  Schichten,  sowohl  in  den 
Großstädten  als  auch  auf  dem  Lan¬ 
de,  und  hier  vor  allem  in  den  öst¬ 
lichen  Regionen,  erkennbar  wird. 

In  den  mitteldeutschen  Bundes¬ 
ländern  werden  die  Kennzeichen 
der  Armut  bei  den  Menschen  eher 


die 


Als  die  Renten  noch  si¬ 
cher  waren,  entfielen  auf  ei¬ 
nen  Rentenempfänger  vier 
beitragszahlende  Arbeit¬ 
nehmer.  Heute  beträgt  die¬ 
ses  Verhältnis  eins  zu  zwei. 
—  Sofern  es  nicht  gelingt,  die 
Massenarbeitslosigkeit  und 
Unsitte  der  Frühverrentung  zu 


stoppen,  wird  in  wenigen  Jahren  ein 
in  die  Rentenversicherung  einzah¬ 
lender  Arbeitnehmer  für  die  Rente 
eines  Rentenempfängers  aufkom- 
men  müssen.  Dies  kann  nicht  funk¬ 
tionieren.  Wir  werden  in  Kürze  über 
massive  Rentenkürzungen  und  die 
Hinausschiebung  des  Rentenein¬ 
trittsalters  über  das  65.  Lebensjahr 
hinaus  reden  müssen. 

Es  ist  nicht  so,  daß  diese  Erkennt¬ 
nis  gewissermaßen  über  Nacht  als 
plötzliche  Erleuchtung  über  die  ver¬ 


Problem  durch  mißbräuchliche 
massenhafte  Frühverrentung  unter 
Mithilfe  der  Gewerkschaften  ver¬ 
schärft.  Schließlich  hat  die  vormali¬ 
ge  christlich-liberale  Bundesregie¬ 
rung  den  bei  jungen  Deutschen  nur 
mangelhaft  ausgeprägten  Willen 
zum  Kind  durch  eine  gravierende 
Benachteiligung  der  Familien  mit 
Kindern  noch  gefördert.  Das 
Bundesverfassungsgericht  hat  durch 
seine  Rechtsprechung  dafür  gesorgt, 
daß  die  heutige  Bundesregierung 
einige  Nachteile  der  Mehrkinder- 
Familien  beseitigen  mußte. 

Deutschland  ist  auf  der  weltwei¬ 
ten  Wohlstandsrangliste  vom  dritten 
auf  den  sechzehnten  Platz  gefallen. 
Der  Abstieg  wird  weitergehen.  Über 
40.000  Insolvenzen  im  vergangenen 
Jahr  haben  die  Probleme  auf  dem 
Arbeitsmarkt  verschärft  und  den 
notleidenden  Mittelstand  ins  Blick¬ 
feld  gerückt. 

Kohls  Behauptung,  daß  die  Ein¬ 
führung  des  Euro  Arbeitsplätze 
schaffe,  war  eine  bewußt  in  Umlauf 
gebrachte  Unwahrheit,  um  die  Ak¬ 
zeptanz  für  den  Euro  zu  verbessern. 
Jedem  Gebildeten  war  klar,  daß  der 
Euro  neue  Arbeitsplätze  schafft, 
aber  nicht  im  Hochlohnland 


Auch  mit  mehr  Wirtschaftswachs¬ 
tum  ist  dies  Dilemma  nicht  zu  be¬ 
seitigen,  allenfalls  ein  wenig  zu  mil¬ 
dern.  Der  Druck,  Steuern  und 
Abgaben  zu  erhöhen,  wird  anhalten. 
Zusätzlich  bedrückend  an  dieser 
Situation  ist  die  Tatsache,  daß  unser 
Land  im  Rahmen  der  EU-Osterwei- 
terung  bis  2013  steigende  finanziel¬ 
le  Verpflichtungen  eingegangen  ist. 
Der  Druck,  Steuern  und  Abgaben  zu 
erhöhen,  wird  dadurch  noch  größer. 
Eine  Mehrwertsteuererhöhung  wird 
kommen.  Ein  Land,  das  sich  gegen¬ 
über  dem  Ausland  human  zeigt, 
muß  zwangsläufig  nach  innen  inhu¬ 
man  sein. 

Der  Aufbau  der  mitteldeutschen 
Länder  ist  noch  nicht  beendet.  Fol¬ 
gerichtig  soll  der  Finanztransfer  von 
West  nach  Ost,  auch  Solidarpakt  ge¬ 
nannt,  noch  bis  2019  fortgeführt 
werden.  Wird  man  dies  durchhalten 
können? 

Seit  einigen  Jahren  verfällt  die  In¬ 
frastruktur  in  bestimmten  Regionen 
der  Altbundesrepublik.  Im  ehemali¬ 
gen  niedersächsischen  Zonenrand¬ 
gebiet  stehen  für  die  Unterhaltung 
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Deutsch-polnische  Beziehungen: 

Eigenständige  kommunale  Aussenpolitik 

Bernd  Hinz  über  die  Erfolge  der  Heimatvertriebenen  hinsichtlich  der  Völkerverständigung  und  der  Verbesserung  der  Lebensbedingungen  in  der  Heimat 


Bis  1989/1990  haben  viele 
deutsche  Heimatvertriebene 
im  Wege  eines  Heimat¬ 
tourismus  ihre  Herkunftsgebiete  be¬ 
sucht  und  Kontakte  zu  den  dort  le¬ 
benden  Polen  geknüpft  und  dabei 
unter  anderem  in  den  schwersten 
Augenblicken  der  Krise  und  des 
Kriegszustandes  in  Polen  1981 
durch  Paketaktionen  große  humani¬ 
täre  Hilfe  geleistet. 

Ungeachtet  dessen  herrschte  von 
1945  bis  1989/90,  also  ungefähr  45 
Jahre,  in  der  polnischen  Öffentlich¬ 
keit  durch  die  Flut  der 
Propaganda  über  die  deut- 
sehe  Gefahr  und  insbeson¬ 
dere  über  den  Revisio¬ 
nismus  und  Revanchismus 
der  deutschen  Heimatver¬ 
triebenen  ein  nachhaltig 
feindliches  Vertriebenen- 
bild.  Ausschlaggebend 
hierfür  war  der  innenpolitische 
Nutzen,  da  das  Gespenst  des  deut¬ 
schen  Revisionimus  ein  soziotech- 
nisches  Instrument  war,  um  das 
Volk  an  die  kommunistische  Herr¬ 
schaftselite  zu  binden,  vom  totalitä¬ 
ren  stalinistischen  Regime  abzulen¬ 
ken  sowie  die  Ursachen  wirt¬ 
schaftlicher  und  gesellschaftlicher 
Krisen  in  Polen  zu  verschleiern, 
aber  auch  antisozialistische  Ten¬ 
denzen  einzudämmen.  (So  Jerzy 
Kolacki,  Die  Tätigkeit  der  Vertrie¬ 
benen  aus  polnischer  Sicht.) 

Seit  dem  Zusammenbruch  des 
Kommunismus  in  der  Republik  Po¬ 
len  und  der  damit  verbundenen  Auf¬ 
lösung  des  Ost-West-Konfliktes  be¬ 
steht  jedoch  für  die  Heimatkreis¬ 
gemeinschaften  der  ostdeutschen 
Landsmannschaften  die  Möglichkeit, 
durch  grenzüberschreitende  Arbeit 
Verständigungs-  und  Aufbauarbeit 
für  das  Europa  der  Zukunft  im  Geiste 
der  Charta  der  deutschen  Heimat¬ 
vertriebenen  von  1950  in  den  Oder- 
Neiße-Gebieten  der  Republik  Polen 
auf  kommunaler  Ebene  zu  leisten. 
Dabei  hat  der  deutsch-polnische 
Nachbarschaftsvertrag  vom  17.  Juni 
1991  die  psychologischen  Grundla¬ 
gen  und  damit  günstige  Vorausset¬ 
zungen  für  eine  deutsch-polnische 
Zusammenarbeit  im  kommunalen 
Bereich  geschaffen,  obwohl  in  die¬ 
sem  Vertragswerk  als  großer  Mangel 
die  deutschen  Heimatvertriebenen 
nicht  erwähnt  werden. 

Für  die  in  den  Heimatkreisge¬ 
meinschaften  maßgeblichen  Vertrie- 
benenvertreter  stand  dabei  von  An¬ 
fang  an  fest,  daß  die  Aufbauarbeit  in 
den  Heimatgebieten  beziehungs¬ 
weise  die  Wiederbelebung  der  Hei¬ 
matgebiete  als  Herzensangelegen¬ 
heit  nur  im  engen  Zusammenwirken 
mit  den  heute  dort  lebenden  Men¬ 
schen,  also  mit  den  polnischen  Bür¬ 


gern,  geleistet  werden  kann.  Sie  wa¬ 
ren  und  sind  aus  Liebe  zur  ange¬ 
stammten  Heimat  von  dem  Willen 
beseelt,  sich  für  das  Wohlergehen 
ihrer  Heimatgemeinden  und  der 
dort  lebenden  Menschen  einzuset¬ 
zen.  In  diesem  Bewußtsein  haben 
die  ostdeutschen  Heimatkreis¬ 
gemeinschaften  bereits  seit  1991 
den  Dialog  mit  den  führenden  pol¬ 
nischen  kommunalen  Repräsentan¬ 
ten  der  Gebietskörperschaften  in 
den  Oder-Neiße-Gebieten  unter 
Einbeziehung  wichtiger  gesell¬ 
schaftlicher  Kreise  aufgenommen. 


Vor  allem  die  Heimatkreisgemeinschaften 

LEISTEN  HUMANITÄRE  UND 


KULTURELLE  HlLFE  IN  DER  HEIMAT  GELEISTET 


den  und  Verlusten  bewahrt  und  ge¬ 
sichert  werden.  Im  Bereich  des 
Denkmalschutzes  liegen  die 
Schwerpunkte  auf  den  Gebieten  der 
Wiederherstellung  alter  Bausub¬ 
stanz  und  der  Restaurierung  von 
Friedhöfen. 

Die  Heimatkreisgemeinschaften 
möchten  in  der  partnerschaftlichen 
Zusammenarbeit  mit  den  Gebiets¬ 
körperschaften  in  der  Republik  Po¬ 
len  alle  Anstrengungen  unterneh¬ 
men,  die  historische  Kontinuität  der 
kommunalen  Gebietskörperschaft 
mit  ihren  alten  Bauten 
und  Baustrukturen  durch 
Verschönerungs-  und  Re¬ 
konstruktionsmaßnah¬ 
men  sichtbar  und  erleb¬ 
bar  zu  gestalten. 
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Im  Rahmen  ihrer  mehr  als  zehn¬ 
jährigen  Zusammenarbeit  mit  den 
Bürgern  ihrer  Heimatgebiete  haben 
die  Heimatkreisgemeinschaften  und 
die  sie  unterstützenden  ostdeut¬ 
schen  Landsmannschaften  ein  um¬ 
fangreiches  Paket  von  Maßnahmen 
im  humanitär-sozialen  und  im  kul¬ 
turellen  Bereich  geschnürt. 

So  haben  im  humanitär-sozialen 
Bereich  die  Vertriebenenorganisa- 
tionen  in  den  Heimatgebieten  durch 
umfangreiche  humanitäre  Hilfsmaß¬ 
nahmen  dazu  beigetragen,  den  heu¬ 
te  dort  lebenden  Menschen  bei  der 
Entwicklung  neuer  Lebensperspek¬ 
tiven  zu  helfen  und  einen  Beitrag 
zur  Stabilisierung  des  Gebietes  zu 
leisten.  Die  Heimatkreisgemein¬ 
schaften  zahlen  aus  eigenen  Mitteln 
und  mit  Hilfe  der  seit  den  50er  Jah¬ 
ren  bestehenden  Sozialwerke  der 
Landsmannschaften  Gelder  an  hilfs¬ 
bedürftige  Deutsche  aus  und  organi¬ 
sieren  Hilfstransporte,  die  aus¬ 
schließlich  aus  Spenden  finanziert 
und  von  ehrenamtlichen  Helfern 
durchgeführt  werden. 

Des  weiteren  organisieren  die 
Heimatkreisgemeinschaften  Hilfen 
für  Krankenhäuser,  Kinderheime 
und  Altenwohnstätten.  Sie  richten 
auch  Apotheken  ein.  Außerdem  be¬ 
teiligen  sich  inzwischen  viele  ost¬ 
deutsche  Heimatkreisgemeinschaf¬ 
ten  an  der  Unterhaltung  von  Sozial¬ 
stationen  in  der  Republik  Polen,  die 
mit  Hilfe  der  Anschubfinanzierung 
durch  das  BMI  eingerichtet  werden 
konnten  und  die  Anlaufstellen  für 
hilfsbedürftige,  kranke,  alte  und 
schwache  Menschen  sind,  die  dort 
Rat  und  direkte  Hilfe  erhalten  und 
um  häusliche  Pflege  nachsuchen 
können. 

Durch  diese  Arbeit  werden  Men¬ 
schen  erreicht,  die  aufgrund  der 
schlechten  medizinischen  Versor¬ 
gung  im  polnischen  Staat  häufig  jah¬ 
relang  in  großem  Elend  leben  muß¬ 
ten.  Die  Sozialstationen  gewähr¬ 
leisten  die  medizinische  Versorgung 
für  viele  in  den  Oder-Neiße-Gebie¬ 
ten  lebende  Personen.  Jede  an  einer 
Sozialstation  beteiligte  ostdeutsche 
Heimatkreisgemeinschaft  steuert 
jährlich  erhebliche  Geldmittel  zur 
Unterhaltung  der  Station  bei.  Insge¬ 
samt  ist  anzumerken,  daß  die 
Sozialstationen  für  alle  dort  leben¬ 
den  Menschen  segensreich  sind 
und  gerade  bei  den  Polen  einen  aus¬ 
gezeichneten  Ruf  genießen. 

Im  kulturellen  Bereich  gehört 
zum  zukunftsorientierten  Wirken 
der  ostdeutschen  Landsmannschaf¬ 
ten  mit  ihren  Heimatkreisgemein¬ 
schaften,  daß  noch  vorhandene 
Baudenkmäler  als  Zeugnisse  deut¬ 
scher  Kultur  wieder  hergestellt  be¬ 
ziehungsweise  vor  weiteren  Schä¬ 


Das  ist  eine  große  und 
schöne  Aufgabe.  Europa, 
Deutschland  und  Polen  haben  einen 
Gewinn,  wenn  die  jeweilige  Ge¬ 
bietskörperschaft  in  den  Oder-Nei¬ 
ße-Gebieten  der  Republik  Polen  ihr 
eigenes  Gesicht  mit  ihren  bedeuten¬ 
den  Kulturdenkmälern  einbringt, 
die  ihre  reiche  Geschichte  mit  Hö¬ 
hen  und  Tiefen  zeigt.  Damit  wird  in 
der  Öffentlichkeit  auch  ein  vielbe¬ 
achtetes  Zeichen  der  Identifikation 
mit  dem  historischen  Erbe  und  dem 
Erhalt  heimatlicher  Identität  gesetzt. 

Demzufolge  beteiligen  sich  im  hi¬ 
storischen  Ostdeutschland  die  Hei¬ 
matkreisgemeinschaften  an  dem 
Wiederaufbau  von  Schlössern, 
Stadttoren,  mittelalterlichen  Stadt¬ 
mauern,  Wassertürmen,  Krieger¬ 
denkmälern  und  anderen  Baudenk¬ 
mälern  aus  deutscher  Zeit. 

Die  polnische  Bevölkerung  er¬ 
kennt  zunehmend  die  große  Bedeu¬ 
tung  der  von  den  Deutschen  er¬ 
brachten  Kulturleistungen  für 
Geschichte  und  Gegenwart  der 
Oder-Neiße-Gebiete  und  sucht  nach 
neuen  Wegen,  sie  mit  ihrer  eigenen 
Identität  zu  verbinden.  Dieser  Pro¬ 
zeß  wird  gerade  von  den  Heimat¬ 
kreisgemeinschaften  nachhaltig  ge¬ 
fördert.  So  werden  in  vielen  Museen 
oder  anderen  öffentlichen  Orten 
Ausstellungen  der  Heimatkreisge¬ 
meinschaften  präsentiert,  die  die 
Geschichte  und  Gegenwart  der  je¬ 
weiligen  Heimatregion  zum  Inhalt 
haben. 

Austausch  von  Publikationen  über 
die  jeweilige  Gebietskörperschaft 
gehört  ebenso  zum  Repertoire  ge¬ 
meinsamer  kultureller  Zusammen¬ 
arbeit  wie  die  gemeinsame  histori¬ 
sche  Forschung  und  die  Sammlung 
von  Archivgut. 


Größtes  Interesse  bei  - 

den  Polen  genießen  die 
von  den  Heimatkreisge¬ 
meinschaften  gefertigten 
verwaltungsgeschicht¬ 
lichen  Abhandlungen 

über  den  Kreis,  Stadt-  und  _ 

Gemeindechroniken,  Bild¬ 
bände  und  andere  historische 
handlungen. 


sentliche  Hilfestellung  geleistet,  sie 
geben  auch  den  dort  lebenden  Deut¬ 
schen  zum  Teil  finanzielle  und  ideel¬ 
le  Hilfe,  um  ihnen  ein  aktives  Ver¬ 
einsleben  zu  ermöglichen. 

In  den  Führungsgremien  vieler 
Heimatkreisgemeinschaften  gibt  es 
einen  Heimatbeauftragten,  der  die 
deutschen  Vereine  in  kultureller,  so¬ 
zialer  und  verbandsorganisatori¬ 
scher  Hinsicht  berät.  Hierzu  gehö¬ 
ren  auch  die  Vermittlung  von 
Brauchtum  und  Liedgut,  gemeinsa¬ 
me  Kultur-  und  Begegnungsveran¬ 
staltungen  sowie  auch  die  Hilfe  bei 
sozialen  Maßnahmen  wie  Ausflü¬ 
gen,  Ferienfreizeiten. 

Bei  einem  guten  Zusammenwir¬ 
ken  nimmt  der  deutsche  Verein  die 
Funktion  einer  Brücke  zwischen 
den  Heimatkreisgemeinschaften 
und  den  polnischen  Gebietskörper¬ 
schaften  wahr. 

Zwischen  dem  Heimatkreisge¬ 
meinschaften  und  den  füh¬ 
renden  kommunalen  polni¬ 
schen  Repräsentanten,  aber 
auch  mit  Vertretern  von  Ver¬ 
einen  und  Schulen  besteht  in 
der  Regel  eine  gute,  zum  Teil 
sehr  enge  Zusammenarbeit. 

Es  finden  regelmäßig  Treffen 
beziehungsweise  Arbeitsbe¬ 
suche  statt,  die  einem  inten¬ 
siven  Meinungs-  und  Infor¬ 
mationsaustausch  sowie  der 
Besprechung  gemeinsamer 
zukünftiger  Projekte  dienen. 
Darüber  hinaus  besuchen 
führende  polnische  Man¬ 
datsträger  häufig  die  Heimat¬ 
treffen  der  Heimatkreisge¬ 
meinschaften,  im  Gegenzug 
werden  Vertreter  der  Hei¬ 
matkreise  zu  Stadtfesten, 
Stadtjubiläen  und  besonde¬ 
ren  kulturellen  Veranstaltun¬ 
gen  in  die  Heimatgebiete 
eingeladen. 


•  Förderung  der  Gebietskörper¬ 
schaft  durch  Kontakte  in  den 
Bereichen  Wirtschaft  und  Tou¬ 
rismus 

•  Hilfe  im  sozial-humanitären 
Bereich 

•  Jugendaustausch 

•  Arbeitsbesuche  und  Arbeits¬ 
treffen. 

Der  Partnerschaftsvertrag  hat  als 
hochpolitischer  Vertrag  für  den 
Bund  der  Vertriebenen,  die  ostdeut¬ 
schen  Landsmannschaften  und  die 
deutschen  Heimatvertriebenen  fol¬ 
gende  sehr  hoch  zu  veranschlagen¬ 
de  Vorteile: 

1.  Die  ostdeutsche  Heimatkreis¬ 
gemeinschaft  wird  als  Vertriebenen- 
organisation  durch  diesen  Vertrag 
von  gleichberechtigten  Partnern  als 
ideelle  Gebietskörperschaft  von  den 
Polen  akzeptiert  und  respektiert. 

2.  Die  Einbeziehung  des  deut¬ 
schen  Vereins  in  den  Text  des  Part¬ 


urkunden  zum  Ausdruck.  Dort  er¬ 
klären  sich  nämlich  beide  Partner 
bereit,  durch  den  Erfahrungs¬ 
austausch  und  die  Zusammenarbeit 
in  kommunalen  Aufgabenbereichen 
einen  Beitrag  zum  Zusammenwach¬ 
sen  Europas  auf  kommunaler  Ebene 
zu  leisten. 

Mit  dieser  Form  einer  eigenstän¬ 
digen  kommunalen  Außenpolitik 
haben  inzwischen  viele  Heimat¬ 
kreisgemeinschaften  der  Politik  des 
Desinteresses  der  deutschen  Bun¬ 
desregierungen  seit  1990  gegenüber 
Anliegen  der  deutschen  Heimatver¬ 
triebenen  und  deren  fehlende  Ein¬ 
bindung  in  die  Ausgestaltung  der 
deutschen  Ostbeziehungen  Rech¬ 
nung  getragen  und  sich  von  der  Ig¬ 
noranz  der  gesamten  deutschen 
Außenpolitik,  für  die  die  Heimat¬ 
gebiete  der  Vertriebenen  kein  The¬ 
ma  sind,  emanzipiert. 

Es  ist  bisher  einem  linksradikalen 
Publizisten  Vorbehalten  geblieben, 


Wollen  die  Zukunft  Europas  mitgestalten:  Mitglieder 
triebenen  in  Lübeck-Travemünde 


In  der  Republik  Polen  sind  ge¬ 
meinsame  Zeitungs-  und  Fernseh¬ 
interviews  sowie  die  Übertragung 
der  Reden  der  Vorsitzenden  der 
Heimatkreisgemeinschaften  bei 
Festakten  und  die  Einbeziehung  der 
Heimatkreisgemeinschaften  bei  der 
Herausgabe  einer  Festschrift  im 
Rahmen  der  kommunalen  Partner¬ 
schaft  Ausdruck  einer  besonderen 
Form  der  Kontakte. 

Eine  besondere  offiziell-feierliche 
Form  der  Kontakte  stellen  die  inzwi¬ 
schen  15  Partnerschaftsverträge  mit 
dem  Austausch  von  Partnerschafts¬ 
urkunden  zwischen  Heimatkreisge¬ 
meinschaften  als  Vertriebenenorga- 


IN  DEN  PARTNERSCHAFTSVERTRÄGEN 
WERDEN  DIE  PRINZIPIEN 
DER  ZUSAMMENARBEIT  VERFESTIGT 


nerschaftsvertrages  und  in  ein  dich¬ 
tes  Netz  von  gemeinsamen  Maß¬ 
nahmen  mit  der  polnischen  Seite 
bedeutet  für  die  deutsche  Volks¬ 
gruppe  eine  sichtbare  Aufwertung 
in  der  Öffentlichkeit. 

3.  In  den  Partnerschaftsverträgen 
mit  deutschem  und  polnischem  Text 
gewinnt  der  historische  deutsche 
Name  der  Gebietskörperschaft  ne¬ 
ben  den  heutigen  polnischen  Be¬ 
zeichnungen  wieder  an  Bedeutung 
und  Aktualität. 

4.  Durch  diesen  engen  Kontakt  zu 
den  Heimatgebieten  in  vertrauens¬ 
voller  Zusammenarbeit  mit  den  dort 
lebenden  Menschen  und  Verwal¬ 
tungen  wird  die  fortwirkende  Ver¬ 
bindung  der  Vertriebenen 

-  mit  der  Heimat  dokumen¬ 
tiert. 


Ab- 


Des  weiteren  führen  die  Lands¬ 
mannschaften  und  die  Heimatkreis¬ 
gemeinschaften  Sommerfeste  mit 
einem  Kulturprogramm  durch,  die 
sich  zu  einem  festlichen  Treffpunkt 
von  Heimatvertriebenen  und  Hei¬ 
matverbliebenen  sowie  Neuzugezo- 
genen  entwickelt  haben. 

Der  BdV  und  seine  Landesverbän¬ 
de  sowie  die  Landsmannschaften 
mit  ihren  Heimatkreisgemeinschaf¬ 
ten  haben  nicht  nur  bei  der  Grün¬ 
dung  und  dem  Aufbau  von  fast  allen 
deutschen  Vereinen  in  den  Gebieten 
jenseits  von  Oder  und  Neiße  we¬ 


nisationen  und  polnischen  Gebiets¬ 
körperschaften  dar.  Alle  bereits  seit 
vielen  Jahren  in  der  Zusammenar¬ 
beit  praktizierten  kommunalen  Auf¬ 
gabenbereiche  sind  in  den  operati¬ 
ven  Teil  der  Partnerschaftsurkunde 
aufgenommen  worden. 

Es  handelt  sich  hierbei  um 

•  Denkmalspflege 

•  Organisation  von  Ausstellungen 
und  musealen  Präsentationen 

•  Publikationen  über  die  Gebiets¬ 
körperschaft 

•  Veranstaltungen  im  kulturellen 
Bereich 

•  Zusammenarbeit  in  der  histori¬ 
schen  Forschung 


5.  Des  weiteren  leisten 
die  vielfältigen  partner¬ 
schaftlichen,  grenzüber- 

_  schreitenden  Aktivitäten 

Beiträge  dafür,  daß  die  hi¬ 
storischen  Ostprovinzen  als  geisti¬ 
ger  Begriff  im  öffentlichen  Bewußt¬ 
sein  in  der  Bundesrepublik  und  in 
der  Republik  Polen  auch  in  Zukunft 
weiterleben. 

Mit  der  Partnerschaftsvereinba¬ 
rung  erhält  auch  das  Verhältnis  zwi¬ 
schen  deutschen  Heimatvertriebe¬ 
nen  und  Polen  eine  neue 
Dimension.  Es  sind  zugleich  die 
Aufgaben  und  Herausforderungen 
für  beide  Partner  gewachsen.  Es 
geht  über  die  Verständigung  hinaus 
um  aktive  Zusammenarbeit,  ge¬ 
meinsame  Zukunftsgestaltung  in  ei¬ 
nem  vereinten  Europa.  Dies  kommt 
auch  in  den  visionären  Botschaften 
der  Texte  vieler  Partnerschafts¬ 


des  2.  Bundeskongresses  des  Bundes  der  Ver- 

Foto:  DOD 


die  Bedeutung  der  Partners chafts - 
Verträge  für  die  deutschen  Heimat¬ 
vertriebenen  herauszuarbeiten.  In 
seinem  Buch  „Grenzenlose  Heimat, 
Geschichte,  Gegenwart  und  Zukunft 
der  Vertriebenenverbände“  schreibt 
Samuel  Salzborn  zum  Vertrag  zwi¬ 
schen  der  Heimatkreisgemeinschaft 
Preußisch  Holland  und  der  Stadt 
Preußisch  Holland/Paslek: 

„Träume  werden  wahr,  die  Zäsur 
1998.  -  1998  war  es  dann  so  weit. 
Der  lang  gehegte  Traum,  im  Ausland 
unmittelbar  für  die  eigenen  Inter¬ 
essen  kämpfen  zu  können,  wurde 
wahr.  Am  12.  Juni  wurde  die  Urkun¬ 
de  über  die  Partnerschaft  zwischen 
der  polnischen  Stadt  und  Gemeinde 
Paslek  und  der  Kreisgemeinschaft 
Preußisch  Holland  unterzeichnet. 
Eine  solche  Partnerschaftsvereinba¬ 
rung  war  ein  absolutes  Novum, 
denn  damit  erklärte  sich  erstmals 
eine  polnische  Stadt  bereit,  mit 
einer  Organisation  zusammenzu¬ 
arbeiten,  die  jahrzehntelang  im  Sin¬ 
ne  einer  »Exilvertretung«  statt  ihrer 
hatte  auftreten  wollen  ...  Der  An¬ 
spruch  der  sogenannten  Exilvertre¬ 
tungen  hat  sich  dabei  keinesfalls  ge¬ 
ändert.“ 

In  der  Erkenntnis  der  Tragweite 
der  Herstellung  einer  solchen  part¬ 
nerschaftlichen  Vereinbarung  ist 
dieser  Vermerk  eines  Vertriebenen- 
gegners  von  Bedeutung.  Hier  wird 
nachhaltig  gewürdigt,  welche  politi¬ 
sche  Bedeutung  die  eigenständige 
kommunale  Außenpolitik  der  deut¬ 
schen  Heimatvertriebenen  haben 
kann,  die  deutliche  Akzente  gegen¬ 
über  der  offiziellen  bundesdeut¬ 
schen  Außenpolitik  setzt. 

Aufbauend  auf  die  Dichte  der 
vielfältigen  kommunalen  Beziehun¬ 


gen  zwischen  den  Heimatkreis¬ 
gemeinschaften  und  den  polnischen 
Gebietskörperschaften  habe  ich  den 
kommunalpolitischen  Kongreß  der 
Landsmannschaft  Ostpreußen  in 
Zusammenarbeit  mit  dem  BdV  initi¬ 
iert  und  inhaltlich  konzipiert.  Dieser 
Kongreß  soll  einem  fruchtbaren 
Meinungs-  und  Erfahrungsaus¬ 
tausch  dienen,  der  der  Erörterung, 
Weiterentwicklung  und  Vertiefung 
der  Zusammenarbeit  und  der  ge¬ 
meinsamen  Zukunftsgestaltung  in 
einem  zusammenwachsenden  Euro¬ 
pa  Rechnung  trägt.  Dabei  geht  es  um 
die  Konzentration  und  Ausrichtung 
der  gemeinsamen  Kräfte  auf  er¬ 
reichbare  Ziele.  Unsere  gemein¬ 
samen  Interessen  sollen  durch  die 
Bündelung  und  Koordination  der 
gemeinsamen  Kräfte  besser  verfolgt 
werden  können.  Die  bisherigen  zwei 
kommunalpolitischen  Kongresse,  an 
denen  jeweils  40  polnische  Ober¬ 
bürgermeister,  Bürgermeister  und 
Landräte  sowie  mehr  als  36  ostdeut¬ 
sche  Heimatkreisvertreter  teilnah- 
men,  haben  Bewegung  in 
das  deutsch-polnische  Ver¬ 
hältnis  unter  Einbeziehung 
der  deutschen  Heimatver¬ 
triebenen  gebracht.  Man  be¬ 
wegt  sich  gemeinsam  aufein¬ 
ander  zu.  In  einem  von  der 
Direktorin  des  Präsidial¬ 
büros,  Frau  Czeslawa  Ost- 
rowska,  verlesenen  Gruß¬ 
wort  des  polnischen 
Staatspräsidenten  Aleksan- 
der  Kwasniewski  fordert 
dieser  die  anwesenden  pol¬ 
nischen  Mandatsträger  und 
die  deutschen  Heimatver¬ 
triebenen  auf,  die  solideste 
Brücke  im  deutschen-polni- 
schen  Verhältnis  zu  bauen. 
Dabei  wird  den  Polen  fol¬ 
gendes  immer  stärker  be¬ 
wußt:  Die  deutschen  Hei¬ 
matvertriebenen  besitzen  zu 
ihren  Heimatgebieten  ein 
unzerstörbares  Heimatgefühl,  das 
ein  starkes  ideelles  und  materielles 
Engagement  für  die  Heimat  frei¬ 
setzt.  Sie  sind  gerade  mit  ihrer  spe¬ 
zifischen  Erfahrung  wertvolle  Mitt¬ 
ler  im  europäischen  Integrations¬ 
prozeß  für  die  polnische  Bevölke¬ 
rung.  Und  die  deutschen  Heimat¬ 
vertriebenen  sind  im  deutschen 
Volk  fast  die  einzige  gesellschaft¬ 
liche  Gruppierung,  die  den  Blick 
immer  wieder  nach  Osten  in  Rich¬ 
tung  Polen  richtet,  sich  mit  diesem 
östlichen  Nachbarn  befaßt  und  be¬ 
schäftigt. 

Was  die  Bedeutung  unserer  kom¬ 
munalpolitischen  Aktivitäten  an¬ 
geht,  so  möchte  ich  auf  die  Bot¬ 
schaft  des  früheren  geschäfts¬ 
führenden  Präsidialmitgliedes  des 
Deutschen  Landkreistages,  Dr.  Hans 
Tiedeken,  aus  dem  Jahre  1985  hin- 
weisen,  die  nichts  an  ihrer  Aktua¬ 
lität  verloren  hat.  Er  sagte: 

„Das  europäische  Gebäude  wird 
von  unten  her  gebaut  -  mit  all  sei¬ 
nen  architektonischen  und  vor  al¬ 
lem  statischen  Schwierigkeiten  in 
den  oberen  Etagen.  Wenn  Keller¬ 
und  Erdgeschoß  nicht  tragen  und 
schon  rissig  sind,  arbeiten  die  natio¬ 
nalen  und  übernationalen  Hand¬ 
werker  in  luftiger  Höhe  vergeblich. 
Deshalb  sind  die  kommunalpoliti¬ 
schen  Auslandskontakte,  Partner¬ 
schaften  und  Freundschaften  not¬ 
wendig,  sinnvoll  und  geboten.“ 

Wenn  wir  eine  Zwischenbilanz 
der  mehr  als  zehnjährigen  Zu¬ 
sammenarbeit  zwischen  den  Hei¬ 
matkreisgemeinschaften  als  Vertrie- 
benenorganisationen  und  pol¬ 
nischen  Gebietskörperschaften  zie¬ 
hen,  dann  können  wir  unter  dem 
Strich  weitgehend  auf  imposante 


Erfolge  in  unserer  Arbeit  in  der 
Heimat  zurückblicken.  In  den  be¬ 
reits  erwähnten  kommunalen  Auf¬ 
gabenbereichen  haben  wir  gemein¬ 
sam  gute  Arbeit  geleistet.  Die 
Beziehungen  auf  kommunaler  Ebe¬ 
ne  haben  sich  zu  einer  engen  ver¬ 
trauensvollen  Zusammenarbeit  ge¬ 
formt.  Die  polnischen  Partner 
haben  insbesondere  in  den  beiden 
letzten  Jahren  wichtige  politische 
symbolische  Zeichen  gesetzt,  indem 
sie  mehrere  maßgebliche  Vertreter 
der  Vertriebenenverbände  mit  der 
Verleihung  von  Ehrenbürgerrechten 
oder  anderen  hohen  kommunalen 
Auszeichnungen  geehrt  und  damit 
gewürdigt  haben,  daß  sich  diese 
Persönlichkeiten  in  besonderer 
Weise  um  das  Miteinander  verdient 
gemacht  haben. 

Unsere  Politik  des  Dialogs  und 
der  ausgestreckten  Hand  ist  seit 
mehreren  Jahren  von  Ideen-  und 
Konzeptionsreichtum  geprägt.  Sie 
hat  die  deutschen  Heimatvertriebe¬ 
nen  unter  Beibehaltung  und  Beto¬ 
nung  ihrer  wichtigen  politischen 
Anliegen  gegenüber  dem  polni¬ 
schen  Nachbarn  im  wesentlichen  zu 
einem  im  kommunalen  Bereich  in 
der  Republik  Polen  akzeptierten 
Partner  gemacht.  Sie  hat  aber  auch 
in  der  Bundesrepublik  Deutschland 
die  von  maßgeblichen  politischen 
Kräften  angestrebte  Isolation  der 
Vertriebenen  scheitern  lassen. 

Die  deutschen  Heimatvertriebe¬ 
nen  arbeiten  nämlich  mit  vielen  ge¬ 
sellschaftspolitischen  Verbänden 
und  Gruppen  zusammen,  wie  unter 
anderem  den  kommunalen  Spitzen¬ 
verbänden  in  der  Bundesrepublik 
Deutschland,  pflegen  gute  Kontakte 
zu  großen  Sozialverbänden  wie  dem 
Lazarus-Hilfswerk  und  der  Johanni- 
ter-Unfall-Hilfe.  Sie  führen  einen 
Meinungs-  und  Gedankenaustausch 
mit  bedeutenden  Vertretern  des 
Europäischen  Parlaments  und  des 
Deutschen  Bundestages. 

Entgegen  der  Meinung  von  Mar¬ 
kus  Mildenberger  in  seinem  Beitrag 
„Die  Rolle  der  Vertriebenen  in  den 
deutsch-polnischen  Beziehungen  - 
Brücke  oder  Barriere?“  im  Deutsch¬ 
land-Archiv  3/2000  haben  die  deut¬ 


schen  Heimatver¬ 
triebenen  an  poli¬ 
tischer  Bedeutung 
gewonnen.  Der 
von  ihnen  auf 
kommunaler  Ebe¬ 
ne  beschrittene 
Weg  des  „Wandel 
durch  Dialog“,  der 
sich  durch  Offen¬ 
heit,  Ehrlichkeit 
und  nüchterne  Be¬ 
standsaufnahme 
auszeichnet,  führt 
zur  politischen 
Anerkennung  der 
deutschen  Hei¬ 
matvertriebenen 
in  der  Republik 
Polen  und  ermög¬ 
licht  Diskussionen 
über  die  Anliegen 
und  Positionen 
der  Vertriebenen  .  „  ,  ,  , 

sowie  Lösungen  Bemc*  Hinz:  Der  Stellvertretende  Sprecher  der 
der  offenen  Fra-  Landsmannschaft  Ostpreußen  ist  vor  allem  für 
gen.  Dabei  plädie-  Fragen  der  Kommunalpolitik  und  der  EU-Oster- 
ren  sie  für  eine  Weiterung  zuständig  Foto:  Archiv 

Politik  des  gegen¬ 
seitigen  Gebens  und  Nehmens,  die 
nicht  nur  auf  ökonomische  Bereiche 


beschränkt  sein  soll,  sondern  auch 
die  ideellen  Bereiche  erfassen  soll. 

Dabei  wäre  es  wünschenswert, 
wenn  der  Geist  der  partnerschaft¬ 
lichen  Zusammenarbeit  in  der  kom¬ 
munalen  Arbeit  mit  dazu  beitragen 
könnte,  daß  in  Zukunft  für  die  Hei¬ 
matgebiete  der  deutschen  Heimat¬ 
vertriebenen  auch  Regelungen  ge¬ 
funden  werden,  die  auf  der 
Grundlage  von  Recht  und  Wahrheit 
zu  tragfähigen  und  zukunftsfähigen 
Lösungen  führen  und  die  von  bei¬ 
den  Seiten  akzeptiert  werden  kön¬ 
nen. 

Hierzu  bedarf  es  im  Rahmen  eines 
intensiven  Dialogs  mit  den  polni¬ 
schen  kommunalen  Mandatsträgern 
des  Ausbaus  der  Kontakte  auf  kom¬ 
munaler  Ebene,  um  die  Partner¬ 
schaft  in  der  polnischen  Bevölke¬ 
rung  noch  stärker  bewußt  zu 
machen.  Chancen  müssen  aufge¬ 
zeigt,  Ängste  und  Befürchtungen,  die 
zumeist  auf  Unwissenheit  beruhen, 
durch  Information  und  Aufklärung 
abgebaut  werden.  Es  geht  darum,  ei¬ 


nen  Geist  des  Vertrauens  und  der 
Zusammenarbeit  zu  schaffen,  der 
voranbringt  und  weiterträgt.  Beide 
Seiten  müssen  gemeinsame  Positio¬ 
nen  und  Interessen  definieren. 

Zur  Vertiefung  der  deutsch-polni¬ 
schen  Beziehungen  wollen  wir  stra¬ 
tegische  Ziele  für  eine  gemeinsame 
Bewältigung  politischer  Zukunfts¬ 
aufgaben  ins  Äuge  fassen.  Zu  unse¬ 
rem  Grundverständnis  gehört  hier¬ 
bei  die  gleichberechtigte  Position 
der  deutschen  Heimatvertriebenen 
in  der  Heimat. 

Wir  befinden  uns  auf  einem  guten 
Weg.  Mit  den  Mitteln  der  Diploma¬ 
tie  haben  wir  das  erste  Mal  in  der 
Nachkriegsgeschichte  die  wirkliche 
Chance,  den  Geist  und  Inhalt  des 
europäischen  Passus  der  Charta  der 
deutschen  Heimatvertriebenen  zu 
verwirklichen,  nämlich  die  Schaf¬ 
fung  eines  geeinten  Europas,  in  dem 
die  Völker  ohne  Furcht  und  Zwang 
leben  können  und  in  dem  das  Recht 
auf  die  Heimat  als  eines  der  von 
Gott  geschenkten  Grundrechte  der 
Menschheit  anerkannt  und  verwirk¬ 
licht  wird.  ■ 


Immer  stärker  wahrgenommen 

Resonanz  der  Medien  auf  die  Arbeit  der  Landsmannschaft 


Die  Medien-Resonanz  auf  die 
neue  eigenständige  kommunale 
Außenpolitik  der  Landsmann¬ 
schaft  Ostpreußen  ist  beachtlich. 
Dies  belegen  nachfolgend  aus¬ 
zugsweise  zitierte  Presseberichte 
über  den  Kommunalpolitischen 
Kongreß  der  LO  und  über  die 
steigende  Zahl  der  offiziellen 
Partnerschaftsverträge: 

DIE  ,  WELT 

„Die  Landsmannschaft  Ostpreu¬ 
ßen  verweist  auf  Erfolge  ihrer  Dia¬ 
logpolitik,  wie  sie  unter  anderem 
in  15  Partnerschaftsverträgen  zwi¬ 
schen  ostpreußischen  Heimat¬ 
kreisgemeinschaften  als  Vertriebe- 
nenorganisationen  und  den 
entsprechenden  polnischen  Ge¬ 
bietskörperschaften  zum  Aus¬ 
druck  kommen.  Das  polnische 
Staatsoberhaupt  hatte  in  einer 
Grußbotschaft  zu  einem  Kommu¬ 
nalpolitischen  Kongreß,  den  die 
Landsmannschaft  organisiert  hat¬ 
te,  die  Vertriebenen  aufgefordert, 


,die  solideste  Brücke“  zwischen 
Deutschen  und  Polen  zu  bauen  - 
eine  Geste  von  hochoffizieller  Sei¬ 
te.“ 


Oberschlesien 


„Aus  eigener  Kraft  ist  es  den  Ost¬ 
preußen  gelungen,  ihren  Kommu¬ 
nalpolitischen  Kongreß  als  angese¬ 
henes  Forum  zu  einer  festen 
Einrichtung  im  deutsch-polni¬ 
schen  Verhältnis  zu  machen.“ 


ostpreußischen  Elbing,  stattfand. 
Drei  Tage  lang  berieten  dort  Spit¬ 
zenvertreter  von  Städten  und  Ge¬ 
meinden  aus  dem  Oder-Neiße- 
Raum  überregionale  Themen  und 
die  EU-Osterweiterung.  Das  Be¬ 
merkenswerteste  daran:  Deutsche 
Vertriebene  von  der  Landsmann¬ 
schaft  Ostpreußen  hatten  die  Ta¬ 
gung  organisiert.“ 


EUROPA 


■  ■  ■■ 

1 


„Das  polnische  Fernsehen  war  an¬ 
gereist,  ein  Flötenquartett  musi¬ 
zierte,  und  Staatspräsident  Alek- 
sander  Kwasniewski  wünschte 
gutes  Gelingen  -  reichlich  Auf¬ 
wand  für  einen  kommunalpoliti¬ 
schen  Kongreß,  wie  er  vergange¬ 
nen  Oktober  in  Elblag,  dem  früher 


kommunal 


„Durchbruch  gelungen  -  für  nicht¬ 
betroffene  Zuhörer  wurde  (auf  dem 
Zweiten  Kommunalpolitischen 
Kongreß  in  Elbing)  schnell  sicht¬ 
bar,  daß  hier  eine  Diskussion  zwi¬ 
schen  führenden  Funktionsträgern 
der  Menschen  zweier  Völker  aus 
einer  Region  geführt  wurde,  die 
nur  dadurch  emotional  verkraftbar 
bleiben  konnte,  weil  die  diskutie¬ 
renden  Parteien  partnerschaftlich 
bereits  eng  miteinander  verbunden 
waren.“ 
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?reup(fc^  ailgßimmß  Leitung 


Bas  £>flpieu|knblail 


Vor  uns  die  schweren  Jahre  ... 


Fortsetzung  von  Seite  1  —'s  S 

nicht  am  Ge- 

von  Landesstraßen,  Kreisstraßen,  meinwohl  orien- 
Bahnkörpern  und  Schulen  schon  tiert,  sondern 
lange  nicht  mehr  ausreichende  danach  trachtet, 
Mittel  zur  Verfügung.  Auch  dies  ist  den  Erwartun- 
ein  Beispiel  für  unsere  prekäre  Fi-  gen  der  eigenen 
nanzsituation  auf  der  kommunalen  Wählerklientel 


Ebene. 

Gleichwohl  versprechen  die  Poli¬ 
tiker  eine  ganze  Wundertüte  neuer 


gerecht  zu  wer¬ 
den. 

Das  deutsche 


Wohltaten.  Mehr  Leistungen  für  die  Volk  zerfällt 


Familien,  mehr  Geld  für  die  Auslän¬ 
derintegration,  neue  und  bessere 
Ausstattung  für  die  Schulen,  mehr 
Lehrer,  Ganztagsbetreuung,  Sprach- 


mehr  und  mehr 
in  gesellschaftli¬ 
che  Gruppen, 
deren  Egoismen 


und  Fremdsprachenunterricht  in  den  Blick  für  das 


den  Kindergärten,  PC  und  Internet¬ 
anschluß  auch  schon  in  den  Grund- 


Allgemeinwohl 
verstellen.  Das  in 


entwicklung  in 
unserem  Land? 
Haben  die  Lei¬ 
tungsgremien 
der  Protestanten 
sich  jemals  mas- 
siv  für  den 
Schutz  des  unge¬ 
borenen  Lebens 
eingesetzt? 

Glücklicher¬ 
weise  trifft  diese 
Zustandsbe- 
schreibung  noch 
nicht  für  alle 
evangelischen 
Kirchengemein¬ 
den  zu.  Blühen¬ 
des  protestanti¬ 
sches  Gemeinde¬ 
leben  auf  der 


schulen.  Jeder,  der  ein  wenig  die  unserem  Land 

Nachrichten  aus  der  Arbeits-  und  praktizierte  Sy-  Gefragter  Gesprächspartner:  Der  Autor  dieses  Grundsatzartikels,  Wilhelm  v.  Grundlage 

Wirtschaftswelt  und  der  Kommu-  stem  der  Bedie-  Gottberg,  Sprecher  der  Landsmannschaft  Ostpreußen  -  hier  bei  einem  Inter-  lutherischen  Re¬ 
nalpolitik  verfolgt,  weiß,  daß  aus  fi-  nung  von  Grup-  view  mit  dem  russjschen  Staatsfernsehen.  Foto:  Blotkamp  formation  finden 

nanziellen  Gründen  nichts  von  al-  peninteressen  wir  heute  umfas- 

lem  eingelöst  werden  kann.  wirkt  als  Zentri-  send  in  de: 


nung  von  Grup¬ 
peninteressen 
wirkt  als  Zentri- 


view  mit  dem  russischen  Staatsfernsehen. 


send  in  der  klei- 


fugalkraft  gegen  das  Zusammenge-  nicht  mehr  ausreichend  finanziert  nen  selbständigen  evangelisch- 
Damit  sind  wir  beim  eigentlichen  hörigkeitsgefühl  und  das  Gemein-  werden.  Gleichzeitig  erhalten  Rand-  lutherischen  Kirche  (SELK). 


Kern  unserer  Probleme.  Es  ist  unse¬ 
re  geistige  Verwirrung,  unser  ver¬ 
wirrtes  Denken.  Es  ist  unsere  Unfä¬ 
higkeit,  unser  Handeln  in  der 
Politikgestaltung  nach  ethisch-mo¬ 
ralischen  und  vernünftigen  Krite¬ 
rien  auszurichten.  Die  Krise  der 
Gegenwart  ist  nicht  primär  eine  Fi- 


schaftsinteresse.  Der  überzogen  gruppen,  Frauenprojekte,  fragwürdi- 
praktizierte  Föderalismus  verstärkt  ge  Auslandseinrichtungen  eine 


diese  Tendenz.  Die  Verwirrung  im  großzügige  Finanzierung,  und  es 
Denken  zeigt  sich  bei  der  Gesetzge-  wird  immer  noch  viel  Geld  für  über- 
bung  und  den  Festsetzungen  des  flüssige  Subventionen  bereitge- 
Bundeshaushaltes.  Die  Homo-Ehe  stellt, 
ist  ein  gezielter  Hieb  gegen  die  seit 

Jahrhunderten  bewährte  Institution  Unser  verwirrtes  Denken  zeigt 


'.  Auslandseinrichtungen  eine  Unser  verwirrtes  Denken  zeigt 
oßzügige  Finanzierung,  und  es  sich  auch  im  öffentlichen  Diskurs, 
ird  immer  noch  viel  Geld  für  über-  Unsere  eigentlichen  Probleme  wer- 
ässige  Subventionen  bereitge-  den  nicht  wirklich  thematisiert, 
eilt.  Gravierende  Defizite  in  Politik, 

Wirtschaft  und  Gesellschaft  werden 
Unser  verwirrtes  Denken  zeigt  ganz  oder  teilweise  tabuisiert.  Das 


nanz-  und  Wirtschaftskrise.  Sie  ist  Ehe.  Das  Zuwanderungsgesetz  be-  sich  auch  bei  den  gesellschaftlichen  einzige  Thema,  das  nicht  tabuisiert 

vor  allem  eine  geistig-moralische  grenzt  entgegen  den  Aussagen  der  Gruppen.  Die  Maßlosigkeit  einzel-  wird,  ist  die  Sexualität  mit  allen 

Krise.  Zu  ihrer  Überwindung  bedarf  rot-grünen  Repräsentanten  eben  ner  Gewerkschaftsvertreter  wurde  Teilbereichen  und  Obszönitäten, 

es  einer  allgemeinen  Umorientie-  nicht  die  Zuwanderung,  sondern  er-  bereits  angesprochen.  Mit  Randthemen  wird  versucht,  von 


rung  und  einer  geistigen  Führung  laubt  durch  großzügige  Nachzugs- 
durch  die  Repräsentanten  der  Ver-  regelung  weitere  Zuwanderung, 
fassungsorgane  Hatte  nicht  auch 

und  der  Eliten  in  Schily  davon  ge- 


jreits  angesprochen.  Mit  Randthemen  wird  versucht,  von 

den  eigentlichen  Problemen  abzu- 
Die  verfaßte  evangelische  Amts-  lenken.  Seit  Jahren  wird  mit  hohem 


Wirtschaft  und 
Verbänden.  Ohne 
die  Überwindung 
der  gesellschaft¬ 
lich-moralischen 
Krise  werden  wir  - 
auch  unsere  wirt¬ 
schaftlichen  und 


Wir  müssen  unsere 

MORALISCHE 

Krise  überwinden  ... 


regelung  weitere  Zuwanderung.  Die  verfaßte  evangelische  Amts-  lenken.  Seit  Jahren  wird  mit  hohem 
Hatte  nicht  auch  kirche  hat  ihre  zentralen  Aufgaben  finanziellem  Einsatz  ein  Kreuzzug 
Schily  davon  ge-  aus  dem  Blickfeld  verloren.  Seelsor-  gegen  den  Rechtsextremismus  ge- 
N  UNSERE  sprochen,  daß  das  ge  im  eigentlichen  Sinne,  Verkündi-  führt.  Der  Bundestagspräsident 
Boot  voll  sei?  gung  der  frohen  Botschaft,  Vermitt-  zählt  gar  alle  rechts  von  der  politi- 

ISCHE  lung  von  Heilsgewißheit,  Aufruf  zur  sehen  Mitte  stehenden  Menschen 

/VINDEN  Wir  haben  4,5  Buße  und  die  Gewissensschärfung  mit  zu  den  Extremisten.  Die  zuneh- 

11  ""  Millionen  Arbeits-  anhand  der  Zehn  Gebote  findet  in  mende  brutale  Gewalt  an  den  Schu- 

-  lose.  Gleichwohl  der  EKD  nur  noch  graduell  statt.  Die  len,  die  Wohlstandsverwahrlosung 

wird  wider  besse-  Mehrheit  der  evangelischen  Pasto-  vieler  Kinder  und  Jugendlicher,  das 
res  Wissen  behauptet,  auch  von  füh-  ren  versteht  sich  als  Sozialingenieu-  Scheitern  vieler  junger  Menschen 


finanziellen  I  res  Wissen  behauptet,  auch  von  füh- 


Schwierigkeiten  nicht  meistern,  renden  Wirtschaftsvertretern,  wir  re.  Gesellschaftsverändernde  Maß-  hinsichtlich  des  Berufs-  und  Bil- 
sondern  höchstens  kurzfristig  über-  bräuchten  Zuwanderung,  um  den  nahmen  haben  Priorität.  Beispiele  dungsabschlusses  ist  hingegen 
decken  können.  Der  vormalige  Bedürfnissen  des  Arbeitsmarktes  wie  die  Segnung  der  gleichge-  kaum  ein  Thema.  Die  Bluttat  von 
Bundeskanzler  Kohl  hatte  dies  be-  gerecht  zu  werden.  Wir  wissen,  daß  schlechtlichen  Lebensgemeinschaf-  Erfurt  und  die  verschiedenen  At- 
reits  vor  20  Jahren  bei  seinem  Re-  die  Zuwanderung  nicht  dem  Ar-  ten  und  die  Propagierung  der  multi-  tentate  von  Schülern  an  Lehrern  be- 
gierungsantritt  erkannt  und  deshalb  beitsmarkt  zugute  kommt,  weil  die  kulturellen  Gesellschaft,  Kirchen-  leuchten  schlaglichtartig  den  Zu- 
die  geistige  Wende  versprochen.  Mehrheit  der  Zuwanderer  nicht  asyl  und  blasphemische  Veranstal-  stand  in  Teilen  der  jungen  Ge- 
Versprochen  und  gebrochen.  Dies  qualifiziert  ist.  Die  Zuwanderer  be-  tungen  bei  Kirchentagen  bedürfen  neration. 
gilt  für  Rot- Grün,  und  dies  galt  auch  lasten  fast  ausschließlich  die  Sozial-  keiner  Kommentierung.  Zehntau  - 

für  die  christlich-liberale  Regie-  kassen.  sende  empfinden  die  evangelische  Seit  Jahrzehnten  wird  die  hohe 

rungskoalition  von  1982  bis  1998.  Kirche  nicht  mehr  als  ihre  geistliche  Ausländerkriminalität  in  unserem 

Die  derzeitigen  Finanznöte  der  Re-  Im  Haushalt  ist  die  Förderung  der  Heimat  und  treten  aus.  Jüngstes  Bei-  Lande  tabuisiert.  Sie  paßt  nicht  in 


für  die  christlich-liberale  Regie-  kassen. 
rungskoalition  von  1982  bis  1998. 

Die  derzeitigen  Finanznöte  der  Re-  Im  Haushalt  ist  die  Förderung  der 
gierungskoalition  sind  ja  zu  einem  Vertriebenenkultur  drastisch  redu- 


Seit  Jahrzehnten  wird  die  hohe 


gierungskoalition  sind  ja  zu  einem  Vertriebenenkultur  drastisch  redu-  spiel  ist  die  BdV-Präsidentin  Erika  die  Scheinwelt  der  Multikulti-Pro- 
großen  Teil  ein  Erbe  der  Kohl-Regie-  ziert  worden,  und  mit  dem  Bundes-  Steinbach.  Hört  man  Richtungswei-  pagandisten.  Durch  massenhafte 
rung.  Sie  sind  das  Ergebnis  eines  wehretat  kann  die  Bundeswehr  sendes  aus  der  EKD  zur  Sekten-  Einbürgerung  versucht  man,  dieses 


Problem  vom  Tisch  zu  bekommen. 
Vor  Weihnachten  berichteten  einige 
Regionalzeitungen  in  einer  kleinen 
Notiz  von  einer  grauenhaften  Bluttat 
in  Hamburg,  bei  der  unter  anderem 
auch  ein  Behinderter  Opfer  wurde. 
Täter  sei,  so  wurde  berichtet,  ein  in 
der  Türkei  geborener  Deutscher. 
Wie  wäre  wohl  berichtet  worden, 
wenn  dieses  Verbrechen  von  einem 
deutschen  Täter  an  einem  behin¬ 
derten  Ausländer  verübt  worden 
wäre? 

Die  geistig-moralische  Krise,  die 
sich  wie  ein  Krebsgeschwür  bei 
Menschen  und  Institutionen  einge¬ 
nistet  hat,  gefährdet  den  Fortbestand 
Deutschlands  als  demokratisches 
Gemeinwesen  und  als  große  Kultur¬ 
nation  in  Europa.  Sie  zu  überwänden 
sind  alle  aufgerufen.  Dazu  bedarf  es 
einer  allgemeinen  Umorientierung 
hin  zu  den  auf  christlichen  Grund¬ 
sätzen  basierenden  preußischen  Tu¬ 
genden.  Dazu  bedarf  es  geistiger 
Führung  durch  die  politischen  und 
gesellschaftlichen  Eliten.  Auf  die  be¬ 
sondere  Verantwortung  der  Medien- 


OHNE  SCHONUNGSLOSE 

Diagnose  ist 
keine  Heilung  möglich 


schaffenden  bei  diesem  Umorientie¬ 
rungsprozeß  sei  hingewiesen.  Dazu 
bedarf  es,  um  ein  Wort  des  früheren 
Bundespräsidenten  Karl  Carstens 
aufzugreifen,  der  Wiedergewinnung 
der  transzendentalen  Dimension,  al¬ 
so  der  Rückbesinnung  auf  die  ei¬ 
gentlichen  Grundlagen  des  christ¬ 
lichen  Abendlandes. 

Zur  Überwindung  der  geistigen 
Krise  bedarf  es  des  Mutes  zur  Wahr¬ 
heit.  Am  Anfang  der  Therapie  zur 
Heilung  unseres  verwirrten  Den¬ 
kens  muß  eine  wahrheitsgetreue, 
schonungslose  Diagnose  stehen. 
Das  bereits  ist  der  erste  Schritt  zur 
Besserung. 

Die  Flutkatastrophe  des  Jahres 
2002  hat  gezeigt:  Die  Deutschen  be¬ 
sitzen  immer  noch  viel  Idealismus, 
Hilfs-  und  Opferbereitschaft,  Ein¬ 
satzwillen,  Gemeinschaftssinn  und 
Selbstdisziplin.  Mit  diesen  Eigen¬ 
schaften  lassen  sich  auch  wirtschaft¬ 
lich  schwere  Jahre  durchstehen.  Eine 
Erkenntnis,  die  zuversichtlich  nach 
vorne  blicken  läßt.  Zuversicht  erhält 
die  Zukunft.  ■ 


Königsberg  wird  ein  Enklaven¬ 
dasein  auf  EU-Territorium  fri¬ 
sten,  sobald  Polen  und  Litauen  Mit¬ 
gliedstaaten  der  Europäischen 
Union  geworden  sind.  Letzteres  ist 
nunmehr  beschlossene  Sache  und 
wird  wohl  im  Mai  2004  Realität 
werden. 

Die  Brisanz  der  Insellage  des  Kö¬ 
nigsberger  Gebietes  bleibt  unter 
Berücksichtigung  der  nationalen 
Interessen  Rußlands  trotz  der  zwi¬ 
schen  Brüssel  und  Moskau  getroffe¬ 
nen  Transitregelungen  bestehen. 

Die  Memel  als  Grenzfluß,  der  ins 
Kurische  Haff  mündet,  wird  weiter¬ 
hin  ökologisch  belastet  sein.  Die 
Diskrepanz  der  wirtschaftlichen 
und  sozialen  Strukturen  im  Königs¬ 
berger  Gebiet  einerseits  und  in  den 
Beitrittsländern  andererseits  wird 
weiter  wachsen. 

Dazu  der  Sprecher  der  Lands¬ 
mannschaft  Ostpreußen,  Wilhelm 
v.  Gottberg:  „Den  Ostpreußen  ist 
die  Zukunft  des  Königsberger  Ge¬ 
bietes  ein  wichtiges  Anliegen.  Wir 
beteiligen  uns  seit  zehn  Jahren  an 
dem  Wiederaufbau  der  Region.  Un¬ 
sere  Kreisgemeinschaften  sind  den 
entsprechenden  russischen  Ge¬ 
bietskörperschaften  Partnerschaft¬ 


Euroregion  »Prussia«? 
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lieh  verbunden,  was  die  gemeinsa¬ 
men  Anstrengungen  im  wirt¬ 
schaftsfördernden  und  humanitä¬ 
ren  Bereich  zusätzlich  unterstützt. 

Für  das  Königsberger  Gebiet  for¬ 
dern  wir  eine  ganzheitliche  Lösung. 
In  diesem  Zusammenhang  ist  es 
ebenso  dringlich,  daß  die  Bundes¬ 
regierung  dem  Beispiel  Schwedens, 
Dänemarks  und  Polens  nacheifert 
und  endlich  auch  für  Deutschland 
ein  Konsulat  in  Königsberg  einrich¬ 
tet!  Die  Bereitschaft  der  russischen 
Gebietsverwaltung  dazu  ist  vor¬ 
handen.“ 

Historisch,  aber  auch  gegenwär¬ 
tig  steht  das  Königsberger  Gebiet 
mit  dem  Memelland  und  dem  süd¬ 
lichen  Ostpreußen  in  einer  wirt¬ 
schaftlichen,  sozialen  und  ökologi¬ 
schen  Symbiose.  Daran  ändern 
auch  die  künftigen  Schengener 
Grenzen  nichts.  Die  deutsche  Kul¬ 
turlandschaft,  die  in  Oberland, 
Ermland  und  Masuren  noch  sicht¬ 
bar  und  im  Königsberger  Gebiet 
wie  auch  im  Memelland  in  jedem 


Fall  vorhanden  ist,  könnte  für  die 
Region  eine  Klammer  sein.  Zu  den¬ 
ken  wäre  an  die  Bildung  einer  offi¬ 
ziellen  Euroregion  „Prussia“,  die 
geographisch  mit  Ostpreußen  über¬ 
einstimmt,  wenn  die  Gebietskör¬ 
perschaften  des  litauischen  Land¬ 
kreises  an  der  Memel  und  die 
polnische  Wojewodschaft  Ermland 
und  Masuren  berücksichtigt  wer¬ 
den. 

Die  EU  könnte  die  struktur¬ 
schwache  Region  in  besonderem 
Maße  in  Fragen  der  Wirtschaft,  In¬ 
frastruktur  und  Ökologie  fördern 
und  sich  gleichzeitig  dabei  um  eine 
Lösung  des  Vertriebenenproblems 
bemühen. 

Für  die  Öffnung  Königsbergs 
gegenüber  der  EU  bei  gleichzeiti¬ 
gem  Ausbau  der  Maßnahmen  zur 
Verbrechensbekämpfung  könnte 
Brüssel  Moskau  etwa  ständiges 
Sitz-  und  Antragsrecht,  gegebenen¬ 
falls  auch  ein  auf  Königsberger  Be¬ 
lange  beschränktes  Stimmrecht  im 
Rat  anbieten.  Selbst  die  russische 


Ostseeflotte  könnte  in  Pillau  ver¬ 
bleiben.  Von  ihr  geht  für  die  EU 
keine  Gefahr  aus.  Moskau  bekäme 
sein  Tor  nach  Westen  und  könnte 
seinen  Einfluß  auf  die  EU  ausbauen 
und  somit  auch  außenpolitisch  sein 
Gesicht  wahren. 

Polen  erhielte  im  Rahmen  des 
Gesamtkonzepts  für  die  Euroregion 
einen  infrastrukturellen  Ausbau 
seiner  faktischen  „Armenregion“ 
Ermland/Masuren.  Zu  denken  ist 
hier  an  den  Ausbau  der  touristi¬ 
schen  Zentren,  der  Zubringerauto¬ 
bahnen  und  Bahnstrecken  sowie 
den  Ausbau  des  Flughafens  von 
Allenstein. 

Litauen,  als  schwächstes  Glied 
der  drei  baltischen  Staaten,  könnte 
sich  auf  diesem  Wege  seinen  wirt¬ 
schaftlichen  Anschluß  sichern.  In¬ 
dem  etwa  die  Schwerpunkte  Wa¬ 
renumschlag  und  Tourismus 
zwischen  dem  Königsberger  und 
dem  Memeler  Hafens  aufgeteilt 
werden,  würde  das  konkurrierende 
Verhältnis  zwischen  den  Ostsee¬ 


häfen  entschärft  werden.  Land¬ 
schaftlich-ökologische  Konzepte 
für  die  beiden  Nehrungen  und 
Haffs  sowie  den  bisherigen  Grenz¬ 
fluß  Memel  könnten  einheitlich 
innerhalb  der  Euroregion  „Prussia“ 
geregelt  werden. 

Ostpreußen  würde  seine  Teilung 
auf  dem  Gebiet  der  Ökonomie  und 
der  Ökologie  langsam  überwin¬ 
den.  Die  Ostpreußen  unterstützen 
dabei  den  Aufbau  ihrer  Heimat 
und  fördern  damit  die  europäische 
Integration.  Die  Stärkung  der 
Infrastruktur  Ostpreußens  hängt 
nicht  zuletzt  auch  von  seiner 
Besiedlung  und  Bewirtschaftung 
ab;  beides  ist  erforderlich.  Zu  den¬ 
ken  ist  in  diesem  Zusammenhang 
etwa  an  günstige  Kaufkonditionen 
für  Vertriebene,  die  in  das  Land 
ihrer  Väter  zurückkehren  möchten 
und  die  Eigenheiten  des  Landes 
kennen. 

Ein  solcher  Weg  würde  zwar  den 
Heimatvertriebenen  keine  Gerech¬ 
tigkeit  widerfahren  lassen,  aber  im 
Vergleich  zu  anderen  bisherigen 
Lösungsansätzen  in  der  Königs¬ 
berg-Frage  wäre  er  für  Ostpreußen 
und  für  Europa  doch  bereit  sein 
Schritt  in  eine  bessere  Zukunft. 

Bernhard  Knapstein 


